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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Föderativer Aufbau

Territorialfragen

Wie im Vorjahr die grosse Kammer lehnte nun auch der Ständerat die Standesinitiative
Basellands für eine Aufwertung von Basel-Landschaft und Basel-Stadt von Halb- zu
Vollkantonen ab. Damit verfügen sie bei Verfassungsabstimmungen und im Ständerat
weiterhin nur über je eine halbe Standesstimme resp. einen Sitz. In Basel-Stadt, wo
dieser Vorstoss als eine definitive Absage an eine Wiedervereinigung angesehen worden
war, hatte im Jahr 2001 der Grosse Rat die Einreichung einer analogen Standesinitiative
abgelehnt. Allerdings zeichnete sich im Berichtsjahr in Basel-Stadt ein
Einstellungswandel in dieser Frage ab: Der Verfassungsrat verzichtete darauf, die bisher
gültige Verfassungsbestimmung, wonach eine Wiedervereinigung mit Basel-Land
anzustreben sei, in den Entwurf für die neue Kantonsverfassung aufzunehmen. Anstelle
einer Wiedervereinigung soll aber die Zusammenarbeit der beiden Kantone ausgebaut
werden. Sehr weit in diese Richtung gehen zwei identische Volksinitiativen, welche
gegen Jahresende in beiden Kantonen eingereicht wurden. Gemäss ihrem Text sollen
die Bereiche Bildung, Gesundheit und Sicherheit vereinheitlicht und unter eine
gemeinsame Leitung gestellt werden. Genau das Gegenteil fordert eine im Frühjahr in
Basel-Land eingereichte Volksinitiative der SVP. Sie will die Beiträge, welche Basel-Land
im Rahmen von Partnerschaftsabkommen für von Basel-Stadt erbrachte Leistungen
(z.B. Universität, Spitäler) bezahlt, auf 30% des Ertrags der kantonalen
Einkommenssteuer für natürliche Personen begrenzen (zur Zeit betragen sie etwa 27%).
Die Kantonsregierung empfahl die SVP-Initiative ohne Gegenvorschlag zur Ablehnung,
da die Zusammenarbeit und ihr weiterer Ausbau für die effiziente Erfüllung der
Staatsaufgaben unabdingbar sei. 1

STANDESINITIATIVE
DATUM: 17.12.2002
HANS HIRTER

Jurafrage

In seinem Ende Juni in die Vernehmlassung gegebenen Entwurf für eine Totalrevision
der Bundesverfassung (BRG 96.091) regte der Bundesrat an, Änderungen im Bestand
der Kantone weiterhin von Volk und Ständen gutheissen zu lassen. Für
Gebietsveränderungen wie im Fall Vellerat soll hingegen das Parlament zuständig sein,
dessen Beschluss freilich dem fakultativen Referendum unterstehen würde.
Voraussetzung für eine Genehmigung bliebe auf jeden Fall die Zustimmung der direkt
betroffenen Bevölkerung und der beteiligten Kantone. Der Kanton Jura reichte eine
ähnliche Standesinitiative (95.306) ein, möchte allerdings auf das fakultative
Referendumsrecht verzichten. 2

STANDESINITIATIVE
DATUM: 27.06.1995
HANS HIRTER

Die Bundesversammlung behandelte die im Vorjahr vom Kanton Jura eingereichte
Standesinitiative für ein neues Verfahren bei der Veränderung von Kantonsgebieten.
Die Initiative will zwar weiterhin Volk und Stände über Kantonsneugründungen oder
-zusammenlegungen entscheiden lassen. Gebietsveränderungen zwischen den
Kantonen, wie im Fall Vellerat, soll die Bundesversammlung hingegen mit einem nicht
einmal dem fakultativen Referendum unterstellten Beschluss genehmigen können. Das
Vorgehen bei solchen Gebietsveränderungen, also z.B. die Frage, wer an den lokalen
bzw. regionalen Volksabstimmungen teilnehmen darf, soll zudem nicht mehr vom direkt
betroffenen Kanton geregelt werden, sondern vom nationalen Parlament. Die
Staatspolitischen Kommissionen der beiden Ratskammern beantragten, der Initiative
Folge zu geben. Die Tatsache, dass die eidgenössische Volksabstimmung über Vellerat
doch von vielen als überflüssig empfunden worden sei, habe einen Reformbedarf
aufgezeigt. Die Zustimmung zur Initiative bedeute aber nicht eine vollständige
Übereinstimmung mit deren Inhalt, sondern vor allem ein Zeichen für den Bundesrat,
im Rahmen der Totalrevision der Bundesverfassung die 1995 angekündigten Vorschläge
zu präsentieren. Beide Räte folgten diesem Antrag ihrer Kommissionen. In dem gegen
Jahresende vorgestellten Revisionsentwurf fehlte dann jedoch ein entsprechender
Vorschlag, da der Bundesrat die materiellen Revisionen auf die Bereiche Volksrechte
und Justiz beschränkte. 3

STANDESINITIATIVE
DATUM: 16.09.1996
HANS HIRTER
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